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Zweite Ordnung zur Änderung der Studien- und Prüfungsordnung 

der Rechtswissenschaftlichen Fakultät für den Studiengang 

Rechtswissenschaft der Universität zu Köln 

Vom 22. Juli 2013 

Aufgrund der §§ 2 Absatz 4, 64 Absatz 1 des Gesetzes über die Hochschulen des 
Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz – HG) in der Fassung des 
Hochschulfreiheitsgesetzes (HFG) vom 31. Oktober 2006 (GV. NRW. S. 474), zuletzt 
geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 28. Mai 2013 (GV. NRW. S. 272), sowie des 
§ 28 Absatz 4 des Gesetzes über die juristischen Prüfungen und den juristischen 
Vorbereitungsdienst (Juristenausbildungsgesetz Nordrhein-Westfalen – JAG NRW) vom 
11. März 2003 (GV. NRW S. 135; berichtigt S. 431), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
21. April 2009 (GV. NRW. S. 224), hat die Rechtswissenschaftliche Fakultät der Universität 
zu Köln die folgende Ordnung erlassen: 

Artikel I 

Die Studien- und Prüfungsordnung der Rechtswissenschaftlichen Fakultät für den 
Studiengang Rechtswissenschaft der Universität zu Köln vom 15. Juli 2008 – StudPrO – 
(Amtliche Mitteilungen 43/2008), geändert durch Ordnung vom 24.01.2011 (Amtliche 
Mitteilungen 3/2011), wird wie folgt geändert:  

1. § 5 wird wie folgt geändert:  

a) Absatz 4 Satz 3 wird wie folgt geändert:  

aa) Das Wort „Erste“ wird ersetzt durch das Wort „erste“.  

bb) Hinter dem Wort „Zweithörer“ werden die Worte „der 
Rechtswissenschaft i. S. v. § 52 Absatz 2 HG NRW“ hinzugefügt.  

cc) Absatz 4 Satz 3, dritter Spiegelstrich, erhält folgende Fassung: „Eine 
Versicherung, dass die Bewerberin oder der Bewerber die Zulassung zur 
Zwischenprüfung bei keiner anderen Juristischen Fakultät im Bereich des 
Deutschen Richtergesetzes beantragt hat, oder die Angabe, wann und wo 
dies geschehen ist; im letzteren Fall muss eine Bescheinigung der 
abgebenden Universität über bereits im Rahmen der dortigen 
Zwischenprüfung erbrachte und/oder versuchte Leistungen vorgelegt werden; 
sollten keine Prüfungsleistungen erbracht worden sein, ein entsprechender 
Negativnachweis.“.  

dd) Im vierten Spiegelstrich werden nach dem Wort „Lichtbild“ die Worte „im 
Passbildformat“ eingefügt.  

b) Absatz 5 wird gestrichen.  
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c) In Absatz 7 wird als neuer Satz 2 eingefügt „2Die kleinen Hausarbeiten können 
ohne Beschränkung wiederholt werden.“, die folgenden Satznummern werden 
angepasst.  

d) Absatz 8 wird wie folgt geändert:  

aa) In Satz 1 werden nach dem Wort „Semesterabschlusstests“ die Worte 
„und der kleinen Hausarbeit“ eingefügt.  

bb) Nach Satz 3 wird als neuer Satz 4 eingefügt: „4Gibt die Studentin oder 
der Student trotz Anmeldung keine Bearbeitung der kleinen Hausarbeit ab, 
wird diese in Leistungsübersichten mit 0 Punkten als nicht bestanden 
aufgeführt; die Wiederholungsmöglichkeit nach Absatz 7 Satz 2 wird dadurch 
nicht berührt“.  

cc) Der bisherige Satz 4 wird Satz 5 und erhält die folgende Fassung: 
„Entschuldigungsgründe sind nur zu berücksichtigen, wenn sie unverzüglich 
gegenüber dem Prüfungsamt geltend gemacht werden.“  

dd) Der bisherige Satz 5 wird Satz 6, dort wird hinter dem ersten Wort „Als“ 
das Wort „erfolgloser“ eingefügt.  

2. § 6 wird wie folgt geändert:  

a) In Absatz 1 Satz 1 werden nach den Worten „Die Prüferinnen und Prüfer 
legen für“ die Worte „die Prüfungen im Rahmen“ eingefügt.  

b) In Absatz 4 Satz 1 wird nach den Worten „auf Antrag ein“ das Wort 
„unbenotetes“ eingefügt.  

3. § 7 Absatz 1 wird wie folgt geändert:  

a) In Satz 2 werden, mit einem Komma abgetrennt, am Ende die Worte „davon 
mindestens 8 SWS aus dem jeweiligen Kernbereich“ angefügt.  

b) Als neuer Satz 3 wird angefügt: „3Der Besuch eines Schwerpunktseminars, in 
dem die Schwerpunktseminararbeit präsentiert wird, wird mit 2 SWS auf die 
erforderlichen SWS im jeweiligen Kernbereich angerechnet.“  

4. § 8 wird wie folgt geändert:  

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert:  

aa) In Satz 2, dritter Spiegelstrich, werden am Ende die Worte „wenn diese 
nicht an dieser Fakultät bestanden wurde“ angefügt.  

bb) Satz 2, vierter Spiegelstrich, erhält folgende Fassung: „Gegebenenfalls 
eine Bescheinigung über alle Prüfungen, die im Rahmen eines Studiums der 
Rechtswissenschaft an einer anderen Fakultät im Bereich des Deutschen 
Richtergesetzes abgelegt wurden; sollten keine Prüfungsleistungen erbracht 
worden sein, ein entsprechender Negativnachweis.“  

cc) In Absatz 2 Satz 2, fünfter Spiegelstrich, werden nach dem Wort 
„Lichtbild“ die Worte „im Passbildformat“ angefügt.  

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert:   

aa) Satz 3 erhält folgende Fassung: „3Die Prüferinnen und Prüfer legen für 
die Prüfungen im Rahmen ihrer Veranstaltungen die zulässigen Hilfsmittel und 
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die Dauer des jeweiligen Semesterabschlusstests fest; die Dauer beträgt bei 
den Klausuren nach Nr. 1 nicht weniger als 120 und nicht mehr als 180 
Minuten und bei Klausuren nach Nr. 2 nicht weniger als 90 und nicht mehr als 
180 Minuten; die zulässigen Hilfsmittel legt die Prüferin oder der Prüfer nach 
Maßgabe von Richtlinien fest, die die Fakultät beschließt.“  

bb) In Satz 4 werden nach dem Wort „Klausuren“ die Worte „und 
Hausarbeiten“ eingefügt.  

cc) Satz 6 erhält folgende Fassung: „6Tritt die Studentin oder der Student 
zu einer Klausur oder Hausarbeit, für die eine Anmeldung vorliegt, ohne 
ausreichende Entschuldigung nicht an, oder gibt sie oder er keine Bearbeitung 
zur Bewertung ab, gilt dies jeweils als Versuch, der mit „ungenügend“ 
bewertet wird; gibt die Studentin oder der Student trotz Anmeldung keine 
Bearbeitung der großen Hausarbeit ab, wird diese in Leistungsübersichten mit 
0 Punkten als „nicht bestanden“ aufgeführt; die Wiederholungsmöglichkeit 
nach Satz 2 wird dadurch nicht berührt.“  

dd) Satz 12 wird wie folgt gefasst: „Die Frist zur Korrektur von 
Aufsichtsarbeiten und großen Hausarbeiten beträgt acht Wochen.“  

c) Absatz 4 wird wie folgt geändert:  

Als neuer Satz 4 werden die Worte angefügt: „4Der Wechsel ist schriftlich dem 
Prüfungsamt gegenüber zu erklären; dabei ist anzugeben, ob der 
Schwerpunktbereich im Ganzen gewechselt oder lediglich der Platz in dem 
Schwerpunktseminar zurückgegeben werden soll, ohne den 
Schwerpunktbereich zu wechseln.“  

5. § 9 Absatz 1 wird wie folgt geändert:  

a) Satz 2 erhält folgende Fassung: „2Die Studierenden müssen Veranstaltungen 
gemäß § 7 Absatz 1 Satz 2 und 3 besuchen.“  

b) Satz 3 wird gestrichen.  

6. § 11 wird wie folgt geändert:  

a) In Absatz 3 erhalten die Sätze 7 und 8 folgende Fassung: 

„7Entschuldigungsgründe sind nur zu berücksichtigen, wenn sie unverzüglich 
gegenüber dem Prüfungsamt geltend gemacht werden. 8Von einem Prüfling, 
der sich mit Krankheit entschuldigt, kann die Vorlage eines amtsärztlichen 
Zeugnisses verlangt werden.“  

b) Absatz 7 Satz 2 erhält folgende Fassung:  

„2Eine Aufsichtsarbeit kann durch die erfolgreiche Teilnahme an einem 
Seminar, das nicht Schwerpunktseminar ist, oder an einem „Großen Moot 
Court“ ersetzt werden, wenn im Vorhinein eine schriftliche Anmeldung beim 
Prüfungsamt erfolgt ist.“  

c) In Absatz 9 Satz 2 werden hinter den Worten „besten wertbaren 
Aufsichtsarbeiten“ die Worte „aus unterschiedlichen Fächern, davon 
wenigstens zwei aus dem Kernbereich des gewählten Schwerpunktbereiches“ 
eingefügt.  

7. § 12 wird wie folgt geändert:  
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a) In Absatz 1 Satz 1 werden hinter den Worten „Köln/Paris I der Universität zu 
Köln“ die Worte „im grundständigen Magisterstudiengang oder den Grad eines 
Bachelor of Laws (LL.B.) Köln/Paris I der Universität zu Köln“ eingefügt.   

b) In Absatz 2 Satz 2 werden nach den Worten „Magister legum (LL.M.) 
Köln/Paris I „im grundständigen Magisterstudiengang“ eingefügt.  

8. § 13 wird wie folgt geändert:  

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert:  

aa) In Satz 1 werden in der Klammer hinter den Worten „Aufsichtsarbeit, 
Schwerpunktseminararbeit“ die Worte „klausurersetzende Leistung nach § 11 
Absatz 7 Satz 2“ mit einem Komma abgetrennt hinzugefügt.  

bb) In Absatz 2 Satz 2 werden die Worte „und große Hausarbeiten“ 
gestrichen, nach den Worten „für das Schwerpunktseminar“ werden die Worte 
„und Leistungen nach § 11 Absatz 7 Satz 2“ eingefügt.  

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert:  

aa) In Satz 2 werden nach den Worten „ohne genügende Entschuldigung“ 
die Worte „nicht angetreten oder die Bearbeitung“ eingefügt.  

bb) Satz 4 wird gestrichen.  

9. § 14 wird wie folgt geändert:  

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung:  

„1Auf Antrag der Studentin oder des Studenten stellt das Prüfungsamt ein 
Zeugnis über die bestandene Schwerpunktbereichsprüfung aus, das die 
Bezeichnung des gewählten Schwerpunkts sowie die Gesamtnote (§ 11 
Absatz 9) ausweist. 2Mit dem Antrag legt die Studentin oder der Student 
zugleich fest, welche wertbaren Aufsichtsarbeiten bei gleicher Bewertung in 
die Gesamtnote eingehen sollen. 3Damit erlischt ein gegebenenfalls noch 
bestehender Prüfungsanspruch in der Schwerpunktbereichsprüfung. 4Das 
Zeugnis weist den Tag aus, an dem die letzte gewertete Teilleistung erbracht 
wurde; im Fall des § 12 Absätze 1 bis 3 gilt das Datum der Antragstellung 
nach Satz 1. 5Eine Erteilung des Zeugnisses und der Bescheinigungen in 
elektronischer Form ist ausgeschlossen. 6Bei berechtigtem Interesse, 
insbesondere bei Verlust des Zeugnisses, kann eine Zweitschrift des 
Zeugnisses erstellt werden; diese ist als solche zu kennzeichnen. 7Das 
Prüfungsamt bescheinigt der Studentin oder dem Studenten die in die 
Gesamtnote eingeflossenen Teilleistungen. 8Mit dem Antrag weist die 
Studentin oder der Student nach, dass sie oder er an einer Veranstaltung mit 
Eignung zum Erwerb von Schlüsselqualifikationen teilgenommen und das 
Schwerpunktstudium im erforderlichen Umfang (§ 7 Absatz 1 Satz 2 und 3) 
absolviert hat (Zeugniserteilungsvoraussetzungen).“  

b) In Absatz 3 werden die Worte „das Prüfungsamt“ durch die Worte „die oder 
der Vorsitzende des Prüfungsamtes“ ersetzt.  

10. In § 15 Absatz 2 Satz 2 werden die Worte „Dekanin oder Dekan“ durch die Worte 
„Studiendekanin oder Studiendekan“ ersetzt.  
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11. § 17 wird wie folgt gefasst:   

„(1) 1Studienzeiten, Studien- und Prüfungsleistungen, die in anderen 
Studiengängen oder an anderen Hochschulen erbracht worden sind, werden 
unbeschadet des § 11 Absatz 7 lit. a) gemäß § 63 Absatz 2 HG NRW, § 28 Absatz 
4 Nr. 12 JAG NRW angerechnet. 2Prüfungsleistungen, die an einer anderen 
Hochschule im Geltungsbereich des Grundgesetzes im Studiengang 
Rechtswissenschaft (Abschluss erste Prüfung) erbracht wurden, werden von Amts 
wegen anerkannt, Teilleistungen werden als Teilleistungen im Rahmen der 
entsprechende Prüfung anerkannt. 3Teilleistungen, die an der 
Herkunftshochschule in eine hier angerechnete Prüfung eingeflossen sind, können 
daneben nicht ein weiteres Mal angerechnet werden. 4An anderen Hochschulen im 
Rahmen der Schwerpunkbereichsprüfung erbrachte Leistungen in 
Aufsichtsarbeiten werden mit der Punktzahl, mit der sie bewertet wurden, 
angerechnet, andere nur als „bestanden“ oder „nicht bestanden“.  

(2) Nach dieser Studien- und Prüfungsordnung nur begrenzt wiederholbare 
Prüfungsleistungen, die in einem anderen Studiengang an der Universität zu Köln 
erbracht worden sind, werden nicht angerechnet, wenn die Studentin oder der 
Student, während sie oder er die Leistung erbracht hat, an dieser Fakultät zugleich 
im Studiengang Rechtswissenschaft mit Abschluss erste Prüfung eingeschrieben 
war, sie oder er sich zu dieser Prüfung aber nicht gemäß dieser Studien- und 
Prüfungsordnung im Voraus angemeldet hat und die Leistung in diesem 
Studiengang nur begrenzt wiederholbar ist.  

(3) Eine Anrechnung einer an einer anderen Hochschule bestandenen häuslichen 
Arbeit im Sinne von § 28 Absatz 3 Satz 3 JAG NRW ist auf Antrag der Studentin 
oder des Studenten ausschließlich als Leistung im Sinne von § 11 Absatz 7 Satz 2 
möglich.  

(4) Das Prüfungsamt trifft die notwendigen Feststellungen und Entscheidungen.“  

12. § 18 erhält folgende Fassung:  

„(1) 1Das Prüfungsamt entscheidet auf Antrag über einen angemessenen 
Nachteilsausgleich für behinderte Studierende. 2Bei einer Fristverlängerung bei 
schriftlichen Arbeiten sollen 50 % der regulären Dauer nicht überschritten werden. 
3Das Prüfungsamt kann eine amtsärztliche Stellungnahme einfordern. 4Der Antrag 
soll unverzüglich nach Bekanntwerden des Nachteils gestellt werden; weniger als 
14 Tage vor dem Prüfungstermin gestellte Anträge können regelmäßig nicht 
berücksichtigt werden.  

(2) In Fällen des § 64 Absatz 2 Nrn. 8 und 9 HG NRW trifft das Prüfungsamt die 
notwendigen Feststellungen und Entscheidungen.“  

13. § 19 wird wie folgt geändert:  

a) In Absatz 1 werden die Worte „eines Abschlusstests, einer Klausur und“ 
gestrichen.  

b) Absatz 4 erhält folgende Fassung:  

„1Hinsichtlich der Folgen ordnungswidrigen Verhaltens, namentlich eines 
Täuschungsversuches, des Besitzes oder der Benutzung nicht zugelassener 
Hilfsmittel gelten unbeschadet des § 63 Absatz 5 HG NRW die Regelungen 
des § 22 JAG NRW entsprechend. 2Die zulässigen Hilfsmittel legt die Prüferin 
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oder der Prüfer nach Maßgabe von Richtlinien fest, die die Fakultät 
beschließt.“  

Artikel II  

Diese Ordnung wird in den Amtlichen Mitteilungen der Universität zu Köln veröffentlicht 
und tritt am Tage nach der Veröffentlichung in Kraft.  

Ausgefertigt aufgrund des Beschlusses der Engeren Fakultät der 
Rechtswissenschaftlichen Fakultät vom 11. April 2013 und des Beschlusses des Rektorats 
der Universität zu Köln vom 27. Mai 2013 sowie der Zustimmung des Justizministeriums im 
Einvernehmen mit dem Ministerium für Innovation, Wissenschaft und Forschung des Landes 
Nordrhein-Westfalen vom 12. Juli 2013.  

Köln, 22. Juli 2013 

Der Dekan der Rechtswissenschaftlichen Fakultät  
der Universität zu Köln 
 
 
gez.  
Universitätsprofessor Dr. Martin Henssler 


